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 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin gehend, 
dass zur Deckung der Ausgaben der eingesetzten Kräfte ein 
anderes Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der Ausga-
ben des ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich wei-
ter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig größerer 
Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaftlich weniger 
entwickelten Länder in relativ begrenztem Maße imstande sind, 
zu solchen Einsätzen beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Gene-
ralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonderen 
Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des Si-
cherheitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierungen 
freiwillige Beiträge für die eingesetzten Kräfte entrichtet ha-
ben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die eingesetzten 
Kräfte mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit 
sie ihren ausstehenden Verbindlichkeiten nachkommen können, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu den einge-
setzten Kräften per 30. April 2001, namentlich von den noch 
ausstehenden Beiträgen in Höhe von 615,8 Millionen US-
Dollar, was 13 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge von 
der Aufstellung der Schutztruppe der Vereinten Nationen bis 
zu dem am 30. Juni 1997 endenden Zeitraum entspricht, ver-
merkt, dass etwa 63 Prozent der Mitgliedstaaten ihre veranlag-
ten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und fordert alle 
anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbesondere die Mit-
gliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die 
Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge si-
cherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzöge-
rungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu behan-
deln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 

sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 7. macht sich die Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen119 zu eigen und ersucht den Generalsekretär, 
ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 8. beschließt, für die nächste Zukunft die Artikel 4.3, 4.4 
und 5.2 Buchstabe d) der Finanzordnung der Vereinten Natio-
nen auszusetzen, was den verbleibenden Überschuss von 
174.743.027 Dollar brutto (175.519.370 Dollar netto) betrifft, 
um Kostenerstattungen an truppenstellende Länder zu ermögli-
chen sowie in Anbetracht der Bargeldknappheit bei den einge-
setzten Kräften, und ersucht den Generalsekretär, in einem Jahr 
einen aktualisierten Bericht vorzulegen; 

 9. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 10. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Schutztruppe 
der Vereinten Nationen, der Operation der Vereinten Nationen 
zur Wiederherstellung des Vertrauens in Kroatien, der Präven-
tiveinsatztruppe der Vereinten Nationen und des Hauptquar-
tiers der Friedenstruppen der Vereinten Nationen" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzu-
nehmen. 

RESOLUTION 55/266 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/969, Ziffer 6) 121. 

55/266. Finanzierung der Friedenstruppe der Vereinten 
Nationen in Zypern 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Friedenstruppe der Vereinten Nationen in 
Zypern122 und der entsprechenden Berichte des Beratenden 
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen123, 

 unter Hinweis auf die Resolution 186 (1964) des Sicher-
heitsrats vom 4. März 1964, mit der der Rat die Friedenstruppe 
der Vereinten Nationen in Zypern einrichtete, und die danach 
verabschiedeten Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat 
der Truppe verlängerte, zuletzt Resolution 1331 (2000) vom 
13. Dezember 2000, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 54/270 vom 
15. Juni 2000 über die Finanzierung der Truppe, 

   
121 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
122A/55/739 und A/55/788. 
123A/55/874 und Add.3. 
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 in Bekräftigung der in den Resolutionen der General-
versammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierungen 
freiwillige Beiträge für die Truppe entrichtet haben, 

 feststellend, dass die freiwilligen Beiträge nicht ausgereicht 
haben, um alle Kosten der Truppe zu decken, einschließlich der 
Kosten, die den truppenstellenden Staaten vor dem 16. Juni 
1993 entstanden sind, und mit Bedauern darüber, dass Aufrufe 
zur Entrichtung freiwilliger Beiträge, so auch der Aufruf in 
dem Schreiben des Generalsekretärs vom 17. Mai 1994 an alle 
Mitgliedstaaten124, kein angemessenes Echo gefunden haben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Truppe mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Sicher-
heitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Frie-
denstruppe der Vereinten Nationen in Zypern per 30. April 
2001, namentlich von den noch ausstehenden Beiträgen in Hö-
he von 20,3 Millionen US-Dollar, was etwa 10,7 Prozent der 
gesamten veranlagten Beiträge für den Zeitraum vom 16. Juni 
1993 bis 15. Juni 2001 entspricht, vermerkt, dass etwa 15,3 
Prozent der Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in voller 
Höhe entrichtet haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaa-
ten, die es betrifft, insbesondere die Mitgliedstaaten mit Bei-
tragsrückständen, nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer noch 
ausstehenden veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 2. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 4. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Truppe vollständig und pünktlich entrichtet wer-
den; 

 5. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-

   
124 S/1994/647. 

strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu behan-
deln sind; 

 7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmissio-
nen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit sie 
ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen kön-
nen; 

 8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Ita-
lien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Truppe auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 9. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen125 an und ersucht den Generalsekretär, ih-
re vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 10. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Truppe so effizient 
und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 11. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Senkung 
der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen 
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin Anstrengungen 
zu unternehmen, um in der Truppe Ortskräfte auf Dienstposten 
des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den 
Erfordernissen der Truppe; 

 12. beschließt, vorbehaltlich der Überprüfung der Frage 
der Beendigung oder Fortführung der Truppe durch den  
Sicherheitsrat, für die Aufrechterhaltung der Truppe während 
des Zeitraums vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 den Betrag 
von 42.389.220 Dollar brutto (40.697.146 Dollar netto) für  
das Sonderkonto der Friedenstruppe der Vereinten Nationen  
in Zypern zu veranschlagen, worin der Betrag von 
1.240.621 Dollar brutto (1.088.767 Dollar netto) für den  
Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 
129.599 Dollar brutto (116.379 Dollar netto) für die Versor-
gungsbasis der Vereinten Nationen eingeschlossen sind, wobei 
ein Drittel dieses Betrags, nämlich 13.565.715 Dollar, aus 
freiwilligen Beiträgen der Regierung Zyperns finanziert wird, 
und die Regierung Griechenlands einen Betrag in Höhe von 
6,5 Millionen Dollar beiträgt; 

 13. beschließt außerdem, vorbehaltlich der Überprüfung 
der Frage der Beendigung oder Fortführung der Truppe durch 
den Sicherheitsrat und unter Berücksichtigung dessen, dass ein 
Drittel der Kosten der Truppe, nämlich 13.565.715 Dollar, aus 
freiwilligen Beiträgen der Regierung Zyperns finanziert wird, 
und die Regierung Griechenlands einen Betrag in Höhe von 
6,5 Millionen Dollar beiträgt, den Betrag von 22.323.505 Dol-
lar brutto (20.631.431 Dollar netto) entsprechend den in der 
Resolution 55/235 der Generalversammlung festgelegten  
und von der Versammlung in ihrer Resolution 55/236 vom 
23. Dezember 2000 geänderten Kategorien und unter Berück-

   
125 A/55/874/Add.3. 
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sichtigung des in ihrer Resolution 55/5 B vom 23. Dezember 
2000 festgelegten Beitragsschlüssels für die Jahre 2001 und 
2002 zu einem monatlichen Satz von 1.860.292 Dollar brutto 
(1.719.286 Dollar netto) unter den Mitgliedstaaten zu ver-
anlagen; 

 14. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Guthaben 
der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den geschätz-
ten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
1.692.074 Dollar, die für die Truppe für den Zeitraum vom 
1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt wurden, auf ihre Veran-
lagung nach Ziffer 13 anzurechnen ist; 

 15. beschließt unter Berücksichtigung der Finanzierung 
eines Drittels der Kosten der Truppe, nämlich 14.630.809 Dol-
lar, aus freiwilligen Beiträgen der Regierung Zyperns und des 
Beitrags der Regierung Griechenlands in Höhe von 6,5 Milli-
onen Dollar, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finanziellen 
Verpflichtungen gegenüber der Truppe erfüllt haben, ihr 
jeweiliger Anteil an dem Betrag von 280.800 Dollar brutto 
(261.400 Dollar netto) aus den nicht ausgeschöpften Haushalts-
mitteln von 523.400 Dollar brutto (504.000 Dollar netto) für 
den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum auf ihre Veranlagung 
nach Ziffer 13 anzurechnen ist, entsprechend der Zusam-
mensetzung der Gruppen, die in den Ziffern 3 und 4 der Reso-
lution 43/232 der Generalversammlung vom 1. März 1989 
festgelegt und von der Versammlung für die Zwecke der Ad-
hoc-Veranlagung für Friedenssicherungseinsätze mit ihren 
späteren einschlägigen Resolutionen und Beschlüssen geändert 
worden ist, zuletzt mit der Resolution 52/230 vom 31. März 
1998 und mit den Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. De-
zember 1999 für den Zeitraum 1998-2000, und unter Berück-
sichtigung des in ihren Resolutionen 52/215 A vom 22. Dezem-
ber 1997 und 54/237 A vom 23. Dezember 1999 festgelegten 
Beitragsschlüssels für das Jahr 2000; 

 16. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die ih-
re finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe nicht er-
füllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln von 280.800 Dollar brutto (261.400 Dollar 
netto) für den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum nach dem 
in Ziffer 15 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Ver-
pflichtungen anzurechnen ist; 

 17. beschließt ferner, der Regierung Zyperns einen Betrag 
in Höhe von 168.000 Dollar und der Regierung Griechenlands 
einen Betrag in Höhe von 74.600 Dollar zurückzuerstatten; 

 18. beschließt, das für den Zeitraum vor dem 16. Juni 
1993 für die Truppe eingerichtete Konto auch künftig geson-
dert zu führen, bittet die Mitgliedstaaten, freiwillige Beiträge 
auf dieses Konto zu entrichten, und ersucht den Generalsekre-
tär, weiter zu freiwilligen Beiträgen für dieses Konto aufzuru-
fen; 

 19. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 20. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Truppe beteiligt ist; 

 21. bittet um freiwillige Beiträge für die Truppe in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 22. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Friedenstrup-
pe der Vereinten Nationen in Zypern" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 55/267 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/968, Ziffer 6) 126. 

55/267. Finanzierung der Beobachtermission der Verein-
ten Nationen in Georgien 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Natio-
nen in Georgien127 und der entsprechenden Berichte des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen128, 

 unter Hinweis auf die Resolution 854 (1993) des Sicher-
heitsrats vom 6. August 1993, mit der der Rat die Entsendung 
eines Vorauskommandos von bis zu zehn Militärbeobachtern 
der Vereinten Nationen für einen Zeitraum von drei Monaten 
und die Eingliederung des Vorauskommandos in eine Beobach-
termission der Vereinten Nationen billigte, für den Fall, dass 
der Rat eine solche Mission offiziell aufstellen sollte, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 858 (1993) des Si-
cherheitsrats vom 24. August 1993, mit der der Rat die Einrich-
tung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Georgi-
en beschloss, sowie auf die danach verabschiedeten Resolutio-
nen, mit denen der Rat das Mandat der Beobachtermission ver-
längerte, zuletzt Resolution 1339 (2001) vom 31. Januar 2001, 

 ferner unter Hinweis auf ihren Beschluss 48/475 A vom 
23. Dezember 1993 über die Finanzierung der Beobachtermis-
sion sowie auf ihre späteren diesbezüglichen Resolutionen und 
Beschlüsse, zuletzt Resolution 54/271 vom 15. Juni 2000, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge für 
die Beobachtermission entrichtet worden sind, 

   
126 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
127 A/55/682 und A/55/768. 
128 A/55/874 und Add.4. 


